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Aufrechnung im Insolvenzverfahren

1. Aufrechnungslage im Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung

Das Recht zur Aufrechnung wird durch das Insolvenzverfahren grundsätzlich nicht berührt (§ 94 InsO). Dies gilt auch dann, wenn die Aufrechnungslage im Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht gegeben ist, aber später eintritt.

Folge ist, dass ein kraft Gesetzes (z.B. BGB) oder auf Grund einer Vereinbarung (auch in Allgemeinen Geschäftsbedingungen) zur Aufrechnung befugter Insolvenzgläubiger seine Forderung nicht im Insolvenzverfahren anmelden muss, sondern gegenüber dem Insolvenzverwalter die Aufrechnung erklären kann.

Grund für die Regelung:

Es wäre unbillig, den Gläubiger, der auch etwas zur Masse schuldet, zur vollen Bezahlung seiner Schuld zu zwingen, ihn aber wegen seiner Forderung gegen den Schuldner auf die Insolvenzquote zu verweisen.

Nach den Aufrechnungsvorschriften des BGB (§§ 387 ff. BGB) sind Voraussetzungen einer Aufrechnung:

· Gegenseitig

· Gleichartigkeit

· Vollwirksamkeit und

· Fälligkeit

· Erfüllbarkeit der Hauptforderung

Dabei wird die Forderung, gegen die aufgerechnet wird, als Hauptforderung (Passivforderung; Forderung des Insolvenzschuldners gegen den Gläubiger) bezeichnet.

Die Forderung, mit der aufgerechnet werden soll, wird als Gegenforderung (Aufrechnungsforderung; Aktivforderung; Forderung des Insolvenzgläubigers gegen den Schuldner) bezeichnet.

Liegen die Aufrechnungsvoraussetzungen vor, kann der Gläubiger aufrechnen. Auch der Schutz des § 406 BGB wirkt fort.

Ist dagegen die Aufrechnung nach den gesetzlichen Bestimmungen ausgeschlossen (siehe §§ 390, 393, 394 BGB), kann der Gläubiger nicht aufrechnen. Er kann seine Forderung nur zur Tabelle anmelden.

Nichts anderes gilt, wenn die Aufrechnung durch Vertrag ausgeschlossen ist. Ist ein solches Verbot indes in den AGB enthalten, kann die Vertragsauslegung ergeben, dass ein solches Verbot in der Insolvenz nicht gelten soll (BGH NJW 1984, 357; BGH NJW 1978, 2244).

Beispiel 1

S schuldet der Schuldnerin G-GmbH einen Betrag in Höhe von 10.000,00 Euro aus Kaufvertrag. Er selbst hat noch einen Rückzahlungsanspruch gegenüber der Schuldnerin wegen Überzahlung einer früheren Rechnung in Höhe von 9.000,00 Euro.

S ist trotz Verfahrenseröffnung zur Aufrechnung befugt.

Hinweis

Vertragliche Vereinbarungen, die eine vorzeitige Fälligkeit der Forderung der solventen Partei (Gegenforderung) herbeiführen oder der solventen Partei für den Fall der Insolvenz ihres Vertragspartners die Aufrechnung auch schon vor Fälligkeit ihrer Forderung gestatten, sind zulässig. Aufrechnungsvereinbarungen erkennt das Gesetz ausdrücklich an (§ 94 InsO). darunter fallen z.B. Saldierungsvereinbarungen im Verkehr mit Banken.

Beachte aber:

In Betracht kommt aber eine Unzulässigkeit der Aufrechnung nach § 96 Abs. 1 Nr. 3 InsO.

Siehe auch BGH NJW 2004, 3185:

Beispiel 2 

Die Warenlieferantin S hatte aus Lieferungen an B eine Forderung. Zum Konzern der B gehört auch die S-GmbH. Die S-GmbH hatte Forderungen gegen die Lieferantin S. Die Einkaufsbedingungen der B (=AGB) enthielten eine Konzernverrechnungsklausel, wonach die B berechtigt war, gegen die Forderungen des S aufzurechnen, die Konzernunternehmen der B zustehen. Die S-GmbH ermächtigte die B zur Aufrechnung. Die B erklärte nach Insolvenzeröffnung über das Vermögen des S die Aufrechnung gegenüber dem Zahlungsbegehren des Insolvenzverwalters. 

Die Aufrechnung ist unzulässig, weil die B bei Abtretung der Forderungen (von S an B) auch nicht hätte aufrechnen können (BGHZ 81, 15).

2. Eintritt der Aufrechnungslage während des Verfahrens

Sind die aufzurechnenden Forderungen oder eine von ihnen im Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung aufschiebend bedingt oder nicht fällig oder nicht auf gleichartige Leistungen gerichtet, so kann die Aufrechnung erst erfolgen, wenn diese Aufrechnungshindernisse beseitigt sind (§ 95 InsO). Von diesen Regeln lässt die Insolvenzordnung Ausnahmen zu, die die Aufrechnung teils erleichtern, teils erschweren.

Bei einer aufschiebend bedingten Forderung muss die Forderung des Gläubigers vor der Forderung des Insolvenzschuldners durch den Eintritt der Bedingung fällig werden (§ 95 Abs. 1 S. 3 InsO).

a. Ungleiche Fälligkeit

Beispiel 3

H hat mit Schuldner S einen Werkvertrag über die Installation einer Schiebetür geschlossen. Bevor es zur Abnahme des Werkes gekommen ist, wurde über das Vermögen des S das Insolvenzverfahren eröffnet (1.7.2013). Der Insolvenzverwalter verlangt von H Zahlung in Höhe von 10.000,00 DM. Diesen Betrag schuldet H dem S unstreitig aus seinem Kaufvertrag (Fälligkeit 1.6.2013).

H kann gegenüber dem Kaufpreisanspruch des Insolvenzverwalters nicht aufrechnen, weil seine Forderung im Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung noch nicht fällig war.

Nicht fällige Forderungen gelten zwar nach § 41 InsO mit Verfahrenseröffnung als fällig. Diese Fiktion führt indes nicht zur Herstellung einer sonst nicht vorhandenen Aufrechnungslage (siehe § 95 Abs. 1 S. 2 InsO). Der Gläubiger ist auch nicht befugt, seine Forderung abgezinst zur Aufrechnung stellen. 

Die Forderung des Gläubigers muss außerdem vor der Forderung des Schuldners fällig werden (§ 95 Abs. 1 S. 3 InsO).

Wäre die Abnahme am 1.6.2013 erfolgt (Eintritt der Fälligkeit) und die Forderung des S erst am 1.8.2013 fällig geworden, könnte H aufrechnen.


b. Ungleichartigkeit


Bei ungleichartigen Forderungen (z.B. Zahlung eines Geldbetrages – Anspruch auf Anstrich der Wohnung) zur Zeit der Eröffnung kann Aufrechnung erst erfolgen, wenn die Gleichartigkeit eingetreten ist (§ 95 Abs. 1 S. 1 InsO). Das Gesetz sieht keine Umrechnung auf den Schätzwert vor (§§ 95 Abs. 1 S. 2, 45 InsO). § 95 Abs. 1 S. 3 InsO sieht ferner vor, dass die Forderung des Gläubigers vor der Forderung des Insolvenzschuldners durch den Eintritt der Gleichartigkeit fällig wird. Die Vorschrift ist ohne praktische Relevanz, da es kaum Fälle geben dürfte, in denen sich Individualansprüche in Geldansprüche verwandeln (Zimmermann, Grundriss des Insolvenzrechts, 2. Aufl.).


Beispiel 4


Der arabische Auftraggeber des schuldnerischen Bauunternehmens hat eine Forderung gegen die Schuldnerin in Höhe von 30.000,00 Dollar. Deren Anwalt erklärt gegenüber dem Zahlungsbegehren des Insolvenzverwalters auf Zahlung von 50.000,00 Euro Werklohn die Aufrechnung. Dabei wählt er bewusst einen Tag, an dem der Dollar eine starke Kursschwankung nach oben zeigt.


Eine unabdingbare Aufrechnungsvoraussetzung ist die Gleichartigkeit der Forderungen (§ 387 BGB). Daran fehlt es vorliegend (siehe BGH WM 1993, 2011; OLG Frankfurt OLGZ 1967, 13).


Aber: Die Insolvenzordnung erlaubt die Aufrechnung von Forderungen, die auf verschiedenen Währungen oder Rechnungseinheiten am Zahlungsort der Forderung, gegen die aufgerechnet wird, frei getauscht werden können (§ 95 Abs. 2 InsO). Maßgebend ist der Umrechnungskurs im Zeitpunkt des Zugangs der Aufrechnungserklärung (§ 95 Abs. 2 S. 2 InsO). Dies bedeutet, dass sowohl der Insolvenzverwalter als auch die solvente Partei bei starken Kursschwankungen die Möglichkeit haben, einen für sie günstigen Zeitpunkt für die Aufrechnungserklärung abzupassen.


3. Unzulässige Aufrechnung


§  96 erklärt als abschließende Regelung die Aufrechnung in folgenden Fällen für unzulässig (Besonderheit: § 96 Abs. 2 InsO).

· § 96 Abs. 1 Nr. 1 InsO:


Ein Insolvenzgläubiger ist erst nach Eröffnung etwas zur Masse schuldig geworden.


Beispiel 5


A steht ein Darlehensanspruch gegen die Insolvenzmasse in Höhe von 10.000,00 Euro zu. Da die Quote nur 3% beträgt, entschließt sich A, von dem Insolvenzverwalter einen Gegenstand zum Wert von 10.000,00 Euro zu erwerben. Als der Verwalter nach Lieferung Zahlung des Kaufpreises verlangt, rechnet A mit seiner Darlehensforderung auf.


Die Aufrechnung ist unzulässig. Sie verstößt gegen den Grundsatz der gleichmäßigen Gläubigerbehandlung. Jeder andere Insolvenzgläubiger hat in einer vergleichbaren Situation nur einen Anspruch auf die Quote.

· § 96 Abs. 1 Nr. 2 InsO

Der Insolvenzgläubiger erwirbt seine Forderung erst nach Eröffnung von einem anderen Gläubiger. Erfasst ist auch die Gesamtrechtsnachfolge durch Erbschaft (RGZ 51, 397).

Beispiel 6

G schuldet der insolventen S-GmbH 3.000,00 Euro. Nachdem über deren Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet worden ist, bewegt sie ihren Bruder dazu, ihr eine Forderung in Höhe von 4.000,00 Euro gegen die S-GmbH abzutreten. Der Bruder ist damit einverstanden, da er in dem Insolvenzverfahren ohne keine Quote zu erwarten hat. G rechnet gegenüber dem Insolvenzverwalter auf. 

Die Aufrechnung ist unzulässig. 

Grund: Der Gläubiger konnte bei Eröffnung noch nicht auf die Tilgung durch Aufrechnung vertrauen.

· § 96 Abs. 1 Nr. 3 InsO

Die Aufrechnung ist unzulässig, wenn ein Insolvenzgläubiger die Möglichkeit der Aufrechnung durch Anfechtung erlangt hat.

Voraussetzung ist, dass die Begründung der Aufrechnungslage alle nach §§ 129 ff. InsO erforderlichen Merkmale erfüllt (BGH NJW 2004, 3118; BGH NJW-RR 2005, 125).

Beispiel 7

Der Insolvenzverwalter hatte die Hauptforderung nicht vor Ablauf der Verjährungsfrist des § 146 InsO durch Klageerhebung geltend gemacht. Darauf berief sich der Anfechtungsgegner.

In einem solchen Fall kann der Insolvenzverwalter die Unzulässigkeit der Aufrechnung nicht mehr durchsetzen (BGH NJW-RR 2007, 1643).

